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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

BGB §§ 883, 894, 1821
Familiengerichtliche Genehmigung einer Be-
richtigungsbewilligung hinsichtlich materiell-
rechtlich bereits erloschener Aufl assungsvor-
merkung 

I. Sachverhalt
Ein minderjähriger Käufer schloss mit einem volljähri-
gen Verkäufer einen (Immobilien-)Kaufvertrag ab. Alle 
Kosten und den Kaufpreis hatten die Eltern des Min-
derjährigen als sorgeberechtigte Personen zu tragen. Ein 
Anspruch gegen den Minderjährigen mit Aus nahme 
der Notar- und Grundbuchkosten war im Vertrag aus-
geschlossen, sodass der Minder jährige mit dem Erwerb 
rechtlich lediglich einen Vorteil erlangte. Für den Min-

derjährigen wurde eine Vormerkung im Grundbuch 
eingetragen. Die Eltern und auch der Minderjährige ha-
ben den Kaufpreis jedoch nicht bezahlt. Der beurkun-
dete Vertrag enthielt in einer Anlage den Antrag und die 
Bewilligung der Löschung der Vormerkung bei Nicht-
leistung. Im Vertrag selbst war folgende Anweisung an 
den Notar vorgesehen:

„Der beurkundende Notar wird unwiderrufl ich angewie-
sen, auf einseitigen Antrag des Verkäufers den Antrag auf 
Löschung der Aufl assungsvormerkung beim Grundbuch-
amt zu stellen, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

a. der Verkäufer hat dem Notar schriftlich seinen Rücktritt 
von diesem Vertrag wegen nicht rechtzeitiger Bezahlung 
des Kauf preises mitgeteilt;

b. der Notar hat den Eltern des Käufers, den Erschiene-
nen zu 3, die beabsichtigte Löschung der Vormerkung per 
Einschreiben mit Rückschein an die ihm zuletzt bekannt 
gegebene Anschrift ange zeigt;
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c. die Erschienenen zu 3 haben dem beurkundenden Notar 
nicht innerhalb von 14 Tagen nach erfolgter Anzeige die 
Zahlung des Kaufpreises nachgewiesen oder nachgewiesen, 
dass ein gericht liches Verfahren zur Feststellung der Un-
wirksamkeit des Rück tritts des Verkäufers rechtshängig ist.“ 

Die Eltern wurden entsprechend aufgefordert, nachzu-
weisen, dass die Zahlung erfolgt oder dass ein gerichtli-
ches Verfahren zur Feststellung der Unwirksamkeit des 
Rücktritts des Verkäufers rechtshängig sei. Die Eltern 
reagierten nicht, sodass entsprechend der vorstehenden 
Anweisung die Löschung der Aufl assungsvormerkung 
beantragt wurde. Das Grundbuchamt verlangt die fa-
miliengerichtliche Genehmigung.

II. Frage
Ist die familiengerichtliche Genehmigung zur Löschung 
der Vormerkung erforderlich?

III. Zur Rechtslage
1. Kein E igenhandeln des Minderjährigen
Ein Eigenhandeln des minderjährigen Käufers bei Ab-
gabe der Löschungsbewilligung zur Aufl assungsvormer-
kung (hier in Form der sog. Schubladenlöschungsbewil-
ligung bereits im ursprünglichen Kaufvertrag) scheidet 
vorliegend auch dann aus, wenn der Käufer bereits das 
siebte Lebensjahr vollendet haben sollte und deswegen 
nach § 106 BGB beschränkt geschäftsfähig wäre. Denn 
mit Löschung der Aufl assungsvormerkung im Grund-
buch gibt der Minderjährige eine zumindest formale, sich 
aus dem Grundbuch ergebende Rechtsposition auf; dies 
ist kein „lediglich rechtlicher Vorteil“ i. S. v. § 107 BGB.

2. Familiengerichtliche Genehmigungspfl ichtigkeit 
der Löschung der Vormerkung bei Handeln der El-
tern als gesetzliche Vertreter
Deswegen müssen die Eltern insoweit als gesetzliche Ver-
treter nach §§ 1626 Abs. 1, 1629 Abs. 1 S. 1, 2 BGB für 
den minderjährigen Käufer handeln. Sofern die Voraus-
setzungen des § 1643 Abs. 1 i. V. m. § 1821 Abs. 1 Nr. 1 
BGB vorliegen, benötigen die Eltern zur Löschungsbe-
willigung hinsichtlich der Vormerkung die Genehmi-
gung des Familiengerichts. Dies wäre also dann der 
Fall, wenn durch die Abgabe der Löschungserklärung 
(§ 875 Abs. 1 BGB) über ein Recht an einem Grund-
stück verfügt würde. Der Begriff  der Verfügung ist 
hier grundsätzlich nach allgemeinem bürgerlich-recht-
lichen Begriff sver ständnis aufzufassen. Verfügungen 
sind hiernach Rechtsgeschäfte, die unmittelbar darauf 
gerichtet sind, auf ein bestehendes Recht einzuwirken, 
es inhaltlich zu verändern, zu über tragen, zu belasten 
oder aufzuheben (s. nur Palandt/Ellenberger, BGB, 
80. Aufl . 2021, Überbl. v. § 104 Rn. 16; Palandt/Götz, 
§  1821 Rn. 10; Staudinger/Veit, BGB, 2020, §  1821 
Rn. 12 ff .). 

Es besteht zwar Einigkeit, dass – bei wörtlicher Aus-
legung des §  1821 Abs. 1 Nr. 1 BGB – die Vormer-
kung nicht als Recht an einem Grundstück i. S. dieser 
Vorschrift anzusehen ist (Palandt/Götz, § 1821 Rn. 8; 
Staudinger/Veit, § 1821 Rn. 11). 

Was zunächst die Eintragung einer Vormerkung an-
belangt, so wird diese gleichwohl als eine Verfügung 
des Betroff enen über das Eigentum am Grundstück 
oder über ein sonstiges Recht an einem Grundstück an-
gesehen, die nach §  1821 Abs. 1 Nr. 1 BGB der Ge-
nehmigung des Familiengerichts bedarf. Der Grund 
hierfür liegt in der ding lichen Gebundenheit des mit 
der Vormerkung belasteten Grundstücks oder Rechts, 
die mit der Eintragung bewirkt wird (bereits RGZ 118, 
230, 234; KG Rpfl eger 2017, 266, 267; Staudinger/Veit, 
§  1821 Rn. 28 m. zahlr. w. N., auch zur vereinzel ten 
Gegenansicht).

Ist aber die Bewilligung der Eintragung einer Vormer-
kung nach ganz h. M. gem. § 1821 Abs. 1 Nr. 1 BGB 
genehmigungspfl ichtig, so hat konsequenterweise das-
selbe auch für die Löschung einer Vormerkung zu 
gelten, da damit die dingliche Gebundenheit des mit 
der Vormerkung zunächst belasteten Grundstücks auf-
gehoben wird und auch die Aufgabe eines Rechts unter 
den Verfügungsbegriff  fällt. Im Allgemeinen steht die 
h. M. folgerichtig auf dem Standpunkt, dass auch die 
Bewilligung der Berichtigung des Grundbuchs eine 
Verfü gung i.  S. d. § 1821 Abs. 1 Nr. 1 BGB und da-
mit genehmigungspfl ichtig sei. Denn durch sie wird zu-
mindest ein vermeintliches, sich aus dem Grundbuch 
ergebendes Recht beseitigt. Deshalb ist die Bewilligung 
der Grundbuchberichtigung hinsichtlich der Rechte 
genehmi gungsbedürftig, über die der Vormund nicht 
ohne Genehmigung des Familiengerichts ver fügen darf 
(OLG Frankfurt FGPrax 2008, 6, 8 für Betreuer gem. 
§ 1908i Abs. 1 S. 1 BGB; KG OLGE 25, 390, 392; RGZ 
133, 259; Staudinger/Veit, §  1821 Rn. 29; Palandt/
Götz, §  1821 Rn. 10 m.  w.  N.). Der einschränkende 
Standpunkt von Kroll-Ludwigs (in: MünchKommBGB, 
8. Aufl . 2020, §  1821 Rn. 33), wonach Löschungsbe-
willigungen (nur dann) der Genehmigung bedürfen sol-
len, sofern sie nicht nachweislich nur zur Berichtigung 
falscher Eintragungen erteilt werden, wird in Recht-
sprechung und Literatur sonst nicht ver treten. Auf der 
Grundlage der dargestellten h. M. ist dementsprechend 
auch eine Berich tigungsbewilligung zur Löschung 
einer Aufl assungsvormerkung gem. §§ 1643 Abs. 1, 
1821 Abs. 1 Nr. 1 BGB familiengerichtlich genehmi-
gungspfl ichtig. 

Um eine derartige Berichti gungsbewilligung geht es hier, 
wenn und weil der Eigentums verschaff ungsanspruch 
des Minderjährigen aus dem Kaufvertrag (§ 433 Abs. 1 
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S. 1 BGB) durch den wirksamen Rück tritt der Verkäu-
fer erloschen ist (§§ 346 ff . BGB) und dement sprechend 
auch die den Eigentumsverschaff ungsanspruch des 
Käufers sichernde, noch im Grundbuch ein getragene 
Aufl assungsvormerkung aufgrund ihrer Akzessorie-
tät zum – nun mehr wegge fallenen – schuldrechtlichen 
Eigentumsverschaff ungsanspruch bereits außerhalb 
des Grundbuchs erloschen ist (vgl. allgemein hierzu 
etwa BGH DNotZ 2009, 434, 436; Schöner/Stöber, 
Grundbuchrecht, 16. Aufl . 2020, Rn. 1539; Palandt/
Herrler, §  886 Rn.  4). Dass der Verkäufer wegen des 
vertragswidrigen Verhaltens des Käufers zurücktrat 
und des wegen auf die Löschung der Aufl assungsvor-
merkung ein Anspruch gem. §  894 BGB bestand, ist 
für die familiengerichtliche Genehmigungspfl ichtigkeit 
als solche unerheblich. Dies folgt bereits daraus, dass 
nach der genannten h. M. Bewilligungen zur Berichti-
gung des Grundbuchs gleichwohl stets genehmigungs-
pfl ichtig sind. Auf die Berich tigung eines unrichtigen 
Grundbuchs besteht aber regelmäßig ein Anspruch aus 
§  894 BGB. Auch in anderen Regelungszusammen-
hängen der familiengerichtlichen Genehmi gungspfl icht 
– wie etwa bei der Erfüllung des Anspruchs aus einem 
Grundstücksvermächt nis gem. §  2174 BGB – ist all-
gemein anerkannt, dass die Genehmigungspfl icht 
für die Ver fügung nicht schon deshalb entfällt, weil 
der Mündel zu ihrer Vornahme ver pfl ichtet ist (KG 
OLGE 33, 363; KGJ 38, 219, 223; BayObLG FamRZ 
1977, 141, 143). In solchen Fällen beschränkt sich ledig-
lich die Prüfungspfl icht des Familiengerichts bei der 
weiterhin zu erteilenden Genehmigung auf die Frage, 
ob die in Rede stehende Verpfl ichtung auch tatsäch-
lich besteht (KG KGJ 38, 219, 223; MünchKommBGB/
Kroll-Ludwigs, § 1821 Rn. 19 m. w. N.).

3.Ergebnis
Im Ergebnis ist deswegen nach unserer Einschätzung 
der Standpunkt des Grundbuchamts zutreff end, dass 
hier eine familiengerichtliche Genehmigung erfor-
derlich ist. Da im vorliegenden Fall voraussichtlich ein 
Anspruch auf Löschung der Vormerkung gem. § 894 
BGB bestehen dürfte, ist die Genehmigung durch das 
Familiengericht entsprechend zu erteilen.

Die Ehegatten W und E haben am 10.10.1990 ein ge-

meinschaftliches notarielles Testament errichtet, in wel-
chem sie sich gegenseitig zu alleinigen Erben einsetzten. 
Schlusserbe sollte der einseitige Sohn S der Ehefrau E 
aus deren erster Ehe sein. In dem Testament wurde fer-
ner ein Vermächtnis zugunsten des S nach dem Tod von 
E ausge setzt und weiterhin verfügt: 

„Sämtliche Bestimmungen dieses Testaments sind 
wechselbezüg lich. Der Überlebende von uns ist jedoch be-
rechtigt, von diesem Testament abweichende Verfügungen 
zu treff en.“

Die Ehefrau E verstarb bereits 1992. Der verwitwete W 
errichtete im Januar 2008 ein weiteres notarielles Testa-
ment. In diesem machte er ausdrücklich von dem im ge-
meinschaftlichen Testa ment aus dem Jahr 1990 verfüg-
ten Recht Gebrauch, von dem Testament abweichende 
Verfügungen treff en zu können, und bestimmte „unter 
Abänderung“ des gemeinschaft lichen Testaments seine 
Lebensgefährtin L zu seiner Alleinerbin. Weiteres regel-
te W nicht, insbesondere keine Ersatzerbfolge.

Die als Alleinerbin eingesetzte Lebensgefährtin L ver-
starb 2015, der Erblasser W im Jahr 2020 ohne weitere 
letztwillige Verfügungen.

Der Sohn S der verstorbenen Ehefrau des Erblassers bit-
tet nun als vermeintlicher Alleinerbe um die Erstellung 
eines Erbscheinsantrags. Er trägt vor, die ursprüng-
lich in dem gemeinschaftlichen Testament von 1990 
verfügte Erbeinsetzung sei durch das Vorversterben 
der im Testament von 2008 eingesetzten L wiederher-
gestellt.

II. Fragen
1. Beseitigt die Abänderung einer Verfügung von Todes 
wegen unter Ausnutzung des Änderungsvorbehalts in 
einem gemeinschaftlichen Testament die ursprüngliche 
Verfügung endgültig oder gilt die inhaltliche Umgestal-
tung der ursprünglichen Verfügung nur insoweit, als die 
geänderten Verhältnisse noch eine Rolle spielen?

2. Kommt – mit anderen Worten – die ursprünglich 
verfügte (Schluss-)Erbeinsetzung wieder zum Tragen, 
wenn die davon abweichende neue Verfügung von To-
des wegen ins Leere läuft, oder greift mangels gewill-
kürter Erbeinsetzung die gesetzliche Erbfolge ein? 

III. Zur Rechtslage
1. Erbrechtliche Ausgangssituation
Im vorliegenden Fall haben die Ehegatten in ihrem 
gemeinschaftlichen notariellen Testa ment die sog. 
Einheitslösung gewählt, indem sie sich wechselsei-
tig zu Vollerben und den erstehelichen Sohn der Ehe-
frau zum Schlusserben eingesetzt haben. Bei Wahl 


